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Förderrichtlinien für  

Kindertageseinrichtungen in Villingen-Schwenningen 

(FöRiKita VS) 

 

Präambel 

Diese Richtlinien regeln die Förderung von Kindertageseinrichtungen, die von 

Trägern der Kirchen, freien Jugendhilfe, Vereinen sowie von privat-gewerblichen 

Trägern betrieben werden und die über die erforderliche Anerkennung und 

Genehmigung für den Betrieb verfügen.  

Diese Förderrichtlinien werden nachfolgend "FöRiKita VS" genannt. 

Die Träger der Kirchen, freien Jugendhilfe, Vereinen sowie privat-gewerbliche Träger 

werden im Folgenden "Träger" genannt. 

Die Stadtverwaltung Villingen-Schwenningen, vertreten durch das Amt für 

Kindertageseinrichtungen, wird nachfolgend "Stadt VS" genannt. 

 

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Allgemeine Fördergrundsätze 

Die Pflichten nach Abs. 1 bis 2 sind Voraussetzung für den Erhalt einer Förderung 

nach der FöRiKita VS.  

(1) Kindertageseinrichtungen im Sinne dieser FöRiKita VS sollen die Entwicklung von 

Kindern zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten 

fördern, die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen 

sowie zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf beitragen. Sie haben 

einen eigenen Betreuungs-, Erziehungs- und Bildungsauftrag zur Förderung der 

Gesamtentwicklung des einzelnen Kindes. Dabei arbeiten sie mit den 

Personensorgeberechtigten zusammen. 



6 

 

(2) Die Träger von Einrichtungen orientieren sich mit ihren Leistungsangeboten in 

pädagogischer und organisatorischer Hinsicht an den Bedürfnissen der Kinder 

und ihrer Familien und sind verpflichtet, die in §§ 1, 22, 22 a SGB VIII und §§ 2, 

2a, 5, 7 KiTaG dargestellten Grundsätze, Aufgaben und Ziele zu beachten. 

 

§  2  Allgemeine Pflichten 

(1) Schutzauftrag nach § 8 a SGB VIII 

1. Das Wohl des Kindes steht im Vordergrund der Kindertageseinrichtungen. 

Die Träger der Kindertageseinrichtungen verpflichten sich, den Schutzauftrag 

gemäß § 8a SGB VIII in Verbindung mit § 72a SGB VIII bei 

Kindeswohlgefährdungen wahrzunehmen.  

2. Die Träger der Einrichtungen stellen durch geeignete Maßnahmen sicher, 

dass sie keine Personen beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig 

wegen einer in § 72 a Satz 1 SGB VIII genannten Straftat verurteilt worden 

sind. Bei der Einstellung von Personal haben sich die Träger ein erweitertes 

Führungszeugnis vorlegen zu lassen. Nach jeweils der gesetzlichen Frist ist 

ein neues erweitertes Führungszeugnis vorzulegen. 

(2) Zusammenarbeit mit der Stadt VS: 

1. Die Teilnahme an Abstimmungsgesprächen zwischen den Trägern und der 

Stadt VS insbesondere im Hinblick auf Kita-Bedarfsplanung und 

Haushaltsabstimmungen ist verpflichtend.  

2. Es bestehen Meldepflichten, die eingehalten werden müssen. Hierzu 

zählen vor allem erforderliche Meldungen an die Stadt VS, wenn 

Anfragen gestellt werden (z.B. Notgruppenbelegung in Pandemiezeiten 

etc.). 

(3) Datenschutz 

1. Die Träger sind verpflichtet, die Vorschriften zum Schutz von Sozialdaten 

nach § 61 bis § 65 SGB VIII einzuhalten. 

2. Die Träger sind verpflichtet, die Vorschriften der Datenschutz-

Grundverordnung (DSGVO) bzw. der kirchlichen Datenschutzverordnungen 

einzuhalten. 
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(4) Statistik 

Aus der Kinder- und Jugendhilfestatistik ergeben sich die Finanzausgleichszu-

weisungen (FAG) für die Stadt VS. Die Träger sind verpflichtet, die sich aus §§ 

98 bis 103 SGB VIII ergebenden Meldepflichten zu erfüllen und insbesondere 

alle zum Stichtag 01.03. tatsächlich betreuten Kinder für die Jugendhilfestatistik 

des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg digital zu melden. Bei 

verschuldeter Nichterfüllung der gesetzlichen Meldepflichten behält sich die 

Stadt VS vor, entgangene finanzielle Ansprüche bei der Förderung gegenüber 

diesen Trägern in Abzug zu bringen. 

 

§  3  Zentrale Platzvergabe 

 

(1) Die Platzvergabe wird zentral für alle Kindertagesstätten in der Stadt Villingen-

Schwenningen durch die Stadt VS vorgenommen.  

 

(2) Die Träger sind verpflichtet, mit der von der Stadt VS vorgegebenen Software 

(derzeit EasyKid) zu arbeiten und für regelmäßigen, transparenten 

Datenaustausch zu sorgen. Die Kosten für das Programm trägt die Stadt VS. 

 

(3) Die Träger sind verpflichtet, digitale Informationswege (z.B. Kita Info App) für 

Eltern zu verwenden. Die Kosten hierfür werden als Betriebskosten anerkannt. 

 

(4) Bei der Vergabe von Plätzen wird der Rechtsanspruch des Kindes auf 

Förderung in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege gem. § 24 SGB 

VIII berücksichtigt. Es gelten die durch die Gremien der Stadt VS festgelegten 

Aufnahmekriterien in der jeweils gültigen Fassung.  

 

(5) Die Träger der Kindertageseinrichtungen können für die Kinder ihrer 

Beschäftigten Betreuungsplätze in ihren Einrichtungen vorhalten. Dabei steht 

jeder Kindertageseinrichtung mindestens ein solcher Belegplatz zu. 

Insgesamt stehen den Trägern 50 solcher Belegplätze trägerübergreifend zur 

Verfügung. Die Platzzahl 50 ist dabei als absoluter Maximalwert zu verstehen, 

der sich nicht jährlich erneuert. Die Verteilung dieser Plätze regeln die Träger 

selbst und melden zum Stichtag 01.03 eines jeden Jahres die erfolgte 

Belegung an die Zentrale Vormerkstelle. Die 

Betriebskindertageseinrichtungen gem. §§ 12 ff sind hiervon ausgenommen. 
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2. Abschnitt: Voraussetzungen der Förderung 

 

§ 4  Förderung nach der FöRiKita VS 

(1) Voraussetzung für die erhöhte Förderung von Kindertageseinrichtungen nach 

der FöRiKita VS ist die Aufnahme in die städtische Bedarfsplanung (vgl. 

nachfolgend § 5 und Anlage 1 FöRiKita VS). 

(2) Für Kindertageseinrichtungen, die nicht in die Bedarfsplanung aufgenommen 

werden, richtet sich die Förderung ausschließlich nach § 8 Abs. 4 KiTaG. Die 

FöRiKita VS greift für diese Träger in diesem Fall nicht. 

 

§ 5 Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung 

(1) Die Träger sind an der Bedarfsplanung rechtzeitig zu beteiligen. Die Aufnahme 

von Einrichtungen der Träger in die Bedarfsplanung werden im zuständigen 

Gemeinderatsausschuss der Stadt VS beschlossen. 

(2) Die Träger sind verpflichtet für die Bedarfsplanung, mit der von der Stadt VS 

vorgegebenen Software (derzeit EasyKid) zu arbeiten und für regelmäßigen, 

transparenten Datenaustausch zu sorgen. Die Daten sind jederzeit aktuell zu 

halten. Die Kosten für das Programm trägt die Stadt VS. 

(3) In die Bedarfsplanung können nur Einrichtungen aufgenommen werden, 

1. die allgemein für Kinder unabhängig von Nationalität oder 

Religionszugehörigkeit zugänglich sind (vgl. Allgemeines 

Gleichbehandlungsgesetz, AGG), oder die als Betriebskindertagesstätten 

mit einem besonderen Angebot für Betriebsangehörige als 

bedarfsgerecht durch den zuständigen Gemeinderatsausschuss der 

Stadt VS anerkannt wurden; dabei bleibt das Prinzip der Unabhängigkeit 

von Nationalität und Religionszugehörigkeit auch bei 

Betriebskindertagesstätten bestehen, 

2. die in § 1 bis 3 FöRiKita VS genannten allgemeinen Grundsätze und 

Verpflichtungen sowie die in § 6 FöRiKita VS geregelten qualitativen Standards 

beachten, 

3. die den jeweiligen Grundsätzen der Bedarfsplanung entsprechen. Diese 

Grundsätze sind in Anlage 1 beigefügt. 
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(4) In die Bedarfsplanung können nur Einrichtungen im Ganzen, nicht aber 

einzelne Gruppen oder Plätze aufgenommen werden.  

 

§  6  Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der Kindertagesbetreuung 

(1) Die Träger der Kindertageseinrichtungen stellen sicher, dass die in § 7 KiTaG 

formulierten Anforderungen an die Qualifikation und Aufgaben des Personals so-

wie die vom Kommunalverband Jugend- und Soziales Baden-Württemberg 

(KVJS) in der Betriebserlaubnis zugrunde gelegten Mindestanforderungen für 

die personelle und räumliche Ausstattung eingehalten werden. 

Darüberhinausgehende Personalvorhaltungen oder Qualifizierungen gehen zu 

Lasten des Trägers. 

(2) Bei der Ausgestaltung der Leistungen und der Erfüllung der Aufgaben sind von 

den Trägern die Grundsätze des § 9 SGB VIII zu beachten. Insbesondere haben 

die Träger der Kindertageseinrichtungen entsprechend § 9 Ziff. 3 SGB VIII si-

cherzustellen, dass die unterschiedlichen Lebenslagen von Kindern 

berücksichtigt, Benachteiligungen abgebaut und Gleichberechtigung gefördert 

werden. Geschlechterreflektierende und geschlechtssensible Ansätze sowie reli-

gions- und kultursensible Ansätze sollen im pädagogischen Konzept so verankert 

werden, dass Selbstwirksamkeitserfahrungen, Entfaltungs- und 

Handlungsspielräume von allen Kindern erweitert werden können sowie 

stereotypisierenden Situationen und geschlechtsbezogene Fragen und 

Problemen in der pädagogischen Praxis professionell begegnet werden kann. 

(3) Jeder Träger ist verpflichtet, in seinem pädagogischen Konzept fachlich 

qualitative Standards zu berücksichtigen. Die Umsetzung des Orientierungsplans 

(des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport in der jeweils gültigen Fassung) 

wird empfohlen. Bei der Ausgestaltung der pädagogischen Konzeptionen ist die 

Umsetzung der Themen zu § 6 FöRiKita VS inhaltlich zu beschreiben. 

(4) Ein Konzeptionsentwurf mit den wesentlichen Anforderungen ist von der 

Einrichtung im Rahmen des Aufnahmeantrags in die Bedarfsplanung dem 

zuständigen Gemeinderatsausschuss vorzulegen. Dieser richtet sich nach den 

Kriterien, welche für das Verfahren zur Erteilung einer Betriebserlaubnis nach § 

45 SGBVIII erforderlich sind. 

Nach der Inbetriebnahme der Einrichtung ist dem Amt für 

Kindertageseinrichtungen eine aktuelle pädagogische Konzeption vorzulegen.  
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(5) Gemäß der UN-Behindertenrechtskonvention dürfen Menschen mit 

Behinderung aufgrund ihrer Behinderung nicht vom allgemeinen 

Bildungssystem ausgeschlossen werden. Somit ist jede 

Kindertageseinrichtung dazu verpflichtet, inklusiv zu arbeiten. Kinder können 

grundsätzlich nicht aufgrund ihres erhöhten Förderbedarfes gekündigt werden. 

Eine Kündigung im Ausnahmefall bedarf einer vorherigen pädagogischen, 

psychologischen oder psychiatrischen Begutachtung. In heilpädagogischen 

Schwerpunkteinrichtungen können Kinder aus VS mit besonderem 

Förderbedarf betreut werden, sofern man ihrem Bedarf in einer Regel-

Kindertageseinrichtung nicht gerecht werden kann. Auch die Aufnahme in 

einer heilpädagogischen Einrichtung bedarf einer vorherigen pädagogischen, 

psychologischen oder psychiatrischen Begutachtung. 

(6) Für Kinder, die Eingliederungshilfe nach § 99 SGB IX oder § 35a SGB VIII 

erhalten, kann die Leitung der Kindertagesstätte im Benehmen mit den 

Sorgeberechtigten eine Platzreduzierung gem. den Empfehlungen des KVJS 

("Inklusion in Kindertageseinrichtungen - Leistungen der Eingliederungshilfe") 

entscheiden. Ebenso kann auch die Rücknahme einer Platzreduzierung 

entschieden werden.  

(7) Für Kinder mit sozial-emotionalem Förderbedarf, die keine Eingliederungshilfe 

erhalten, kann nach begründeter Feststellung der Leitung und entsprechender 

Fachdienste eine Platzreduzierung im Benehmen mit den Sorgeberechtigten 

gem. den Empfehlungen des KVJS ("Inklusion in Kindertageseinrichtungen - 

Leistungen der Eingliederungshilfe") entschieden werden. Als entsprechender 

Fachdienst gelten Frühförderstellen, Psychologische Beratungsstellen, 

Sozialpädiatrische Zentren und der Heilpädagogische Fachdienst der Stadt VS.  
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3. Abschnitt: Förderungsfähige Angebotsformen 

 

§ 7 Angebotsformen und Betreuungszeiten 

(1) Gefördert wird die Betreuung der Kinder in den in § 1 Abs. 5 und 6 KiTaG 

definierten Angebotsformen. 

(2) Für die Angebotsformen nach Abs. 1 gelten Mindestgruppengrößen: 

a) Krippengruppen mind. 6 Kinder 

b) Familiengruppen (0-6 Jahre) 8 Kinder 

c) Gruppen für Kinder über 3 Jahren 10 Kinder 

d) Hort an der Schule 10 Kinder 

e) heilpädagogischer Hort 8 Kinder 

(3) Neue Betreuungsangebote sowie Veränderungen des Betreuungsangebotes 

bedürfen einer Änderung der Betriebserlaubnis und der Zustimmung der Stadt 

VS durch Gremienbeschluss im Rahmen und auf Grundlage der Bedarfsplanung. 

(4) Die Öffnungs- und insbesondere die Randzeiten sind auf Anforderung der Stadt 

VS durch die Leitungen der Kindertagesstätten mittels Nutzer-Frequenz-Analyse 

(NFA) und Bedarfsanalyse zu überprüfen. Die Ergebnisse sind von den Trägern 

der Stadt VS vorzulegen. Mögliche Anpassungen der Öffnungs- und Randzeiten 

werden zwischen Träger und Stadt VS im Rahmen der Bedarfsplanung 

entwickelt. 

(5) Die Betreuung der Kinder findet in der Regel an 5 Tagen pro Woche statt. Einen 

Platz an weniger als 5 Tagen pro Woche zu belegen ist möglich, wenn die nicht 

genutzten Betreuungszeiten anderweitig belegt werden und wenn die 

Möglichkeit zum Platz-Sharing in der Betriebserlaubnis aufgeführt ist. Dabei ist 

die Obergrenze der teilbaren Plätze auf maximal 20 % der Gruppengröße 

limitiert. Ausnahmen hiervon bedürfen der vorherigen Einwilligung der Stadt VS. 

(6) Für die Eltern und Kinder sind die Kindertagesstätten in der Regel an 28 Tagen 

im Jahr geschlossen. Innerhalb dieser 28 Tage kann die Einrichtung mit ihrem 

Personal bis maximal sechs "Dienst ohne Kinder" (DoK) – Tage durchführen, an 

denen das Personal anwesend sein muss. Kürzere oder längere Schließzeiten 

bedürfen einer vorherigen Zustimmung der Stadt VS. Unberührt von dieser 
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Regelung bleiben ggf. zusätzliche Schließtage aufgrund tariflicher 

Bestimmungen. 

Gesetzliche Feiertage sind keine Schließzeiten im Sinne dieser Richtlinien. Der 

24.12. und der 31.12. eines jeden Jahres werden wie Feiertage gewertet. Die 

Ausgestaltung der Betreuungszeiten sowie der Schließzeiten erfolgt durch den 

Träger in vorheriger Abstimmung mit der Stadt VS; hierbei ist der Elternbeirat 

der jeweiligen Kindertageseinrichtung zu hören. Die altersgemäßen 

Bedürfnisse der Kinder sowie die Belange der Familien sollen im Rahmen der 

Möglichkeiten der einzelnen Einrichtungen berücksichtigt werden. 

Die Betriebskindertageseinrichtungen nach §§ 12 ff FöRiKita VS sind hiervon 

ausgenommen. 

(7) Bei Schließzeiten aufgrund höherer Gewalt (z.B. aufgrund von 

Naturkatastrophen oder Pandemien etc.) gelten nachfolgende Vorgaben: 

a) Die Elternbeiträge werden für den gesamten Zeitraum der Schließzeit nicht 

erhoben, sofern die Schließzeit mehr als 4 Wochen am Stück beträgt. Die 

dadurch entfallenden Gebühren können in die Betriebskostenabrechnung mit 

aufgenommen werden. Bei einer Schließung von bis zu 4 Wochen sind die 

Elternbeiträge fällig.  

b) Die Träger sind verpflichtet, sofern es möglich ist, Kurzarbeit anzumelden und 

weisen dies auf Anfrage nach. 

c) Die Träger sind verpflichtet, die Betriebskosten - soweit möglich - einzusparen 

und weisen dies auf Anfrage nach. 
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4. Abschnitt: Förderung 

 

§ 8 Höhe und Zusammensetzung der Förderung 

(1) Die Gesamtförderung einer Kindertageseinrichtung kann alternativ nach einer 

der beiden nachfolgenden Fördergrundlagen erfolgen: 

1. Gesetzlicher Regelzuschuss gem. § 9 FöRiKita VS 

2. Städtischer Zuschuss (Abmangelbeteiligung) gem. § 10 sowie Investitionen 

gem. § 21 FöRiKita VS 

 

In beiden Fällen ist ein Betreibervertag mit der Stadt VS zu schließen. 

Diese Förderrichtlinien sind Vertragsbestandteil der jeweiligen Betreiberverträge. 

 

§ 9 Gesetzlicher Regelzuschuss 

(1) Der gesetzliche Mindestzuschuss für die Betreuung von Kindern ab 3 Jahren 

und für die Betreuung von Kindern aller Altersstufen in altersgemischten 

Gruppen (Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 3 bis 5 KiTaG) beträgt nach § 8 

Absatz 2 KiTaG 63 % der als erforderlich anerkannten Betriebsausgaben. 

(2) Der gesetzliche Mindestzuschuss für Krippengruppen (U3) im Sinne des § 1 

Abs. 6 KiTaG beträgt nach § 8 Absatz 3 KiTaG 68 % der als erforderlich 

anerkannten Betriebsausgaben. 

(3) Die als erforderlich anerkannten Betriebsausgaben ergeben sich aus §§ 18 bis 

20 und gegebenenfalls § 23 FöRiKita VS. Die Betriebsausgaben setzen sich 

aus den Personal-, Sach- und Verwaltungskosten sowie gegebenenfalls der 

Miete zusammen. 
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§ 10 Städtischer Zuschuss (Abmangelbeteiligung) 

(1) Der städtische Zuschuss beträgt 97 % der nach Abzug der nach Maßgabe der 

städtischen Satzung zu erhebenden Elternbeiträge verbleibenden nicht 

gedeckten und als erforderlich anerkannten Betriebsausgaben. 

(2) Auf Antrag soll die Stadt VS einem Träger im Wege einer strukturellen 

Ausgleichsleistung den Anteil der nach Abs. 1 dem Träger zufallenden 

Betriebsausgaben von bis zu 3 % übernehmen, wenn der Träger durch ein 

zugelassenes Fachbüro nachweist, dass dieser wirtschaftliche Teil nicht in der 

Lage ist, diesen Eigenanteil vollständig oder teilweise zu tragen. Die belegten 

Kosten für das Fachbüro werden von der Stadt VS im Rahmen der 

Betriebskostenabrechnung übernommen. Der Nachweis ist auf Verlangen der 

Verwaltung alle zwei Jahre zu erneuern und vorzulegen. 

(3) Die als erforderlich anerkennungsfähigen Betriebsausgaben ergeben sich aus 

den §§ 18 bis 20 und gegebenenfalls § 23 FöRiKita VS. Die Betriebsausgaben 

setzen sich aus den Personal-, Sach- und Verwaltungskosten sowie 

gegebenenfalls der Miete zusammen. 

 

§ 11 Elternbeiträge und sonstige Einnahmen 

(1) Für die Inanspruchnahme der Betreuungsangebote einer Kindertageseinrichtung 

sollen die Personensorgeberechtigten in angemessener Weise zur Deckung der 

Betriebsausgaben beitragen. 

(2) Findet eine Förderung nach § 9 (gesetzlicher Zuschuss) FöRiKita VS statt, so 

können die Träger die Beitragshöhe selbstständig festlegen.  

(3) Findet eine Förderung nach § 10 (Städtischer Zuschuss) FöRiKita VS statt, so 

findet die städtische Gebührensatzung Anwendung. Diese Einnahmen durch 

Elternbeiträge sind gegenüber der Stadt VS vollständig nachzuweisen; die 

Verrechnung mit den Betriebskosten erfolgt gem. § 10 Abs. 1 FöRiKita VS. 

Sonstige weitere Einnahmen (z.B. Gruppengeld, Geldspenden, Kuchenverkäufe, 

Verpflegungsbeiträge etc.) dürfen eingenommen werden und verbleiben dem 

Träger. Sie müssen nicht zur Deckung der Betriebsausgaben verwendet 

werden.  
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(4) Das Beitreiben von Elternbeiträgen, die von den Eltern nicht bezahlt werden, 

wird vom jeweiligen Träger per Mahnverfahren versucht. Gelingt dies nicht, ist 

der Betreuungsplatz vom Träger zu kündigen und die entfallenden Gebühren 

können in die Betriebskostenabrechnung mit aufgenommen werden. Die Stadt 

VS ist über das Mahnverfahren und die Kündigung in Kenntnis zu setzen. Kosten 

für Mahnverfahren oder Rücklastschriften sind über die Verwaltungspauschale 

abgedeckt.  
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5. Abschnitt: Betriebskindertageseinrichtungen 

 

§ 12 Definition 

(1) Eine Betriebskindertageseinrichtung ist eine Kindertageseinrichtung, die ganz 

oder teilweise auf die Betreuung von Kindern von in Unternehmen beschäftigten 

Mitarbeitern ausgerichtet ist.  

 

(2) Um eine Förderung nach der FöRiKita VS zu erhalten, muss der Hauptsitz des 

Betriebs in Villingen-Schwenningen liegen. Außerdem muss der Betrieb mehr als 

100 Mitarbeiter beschäftigen. Weiterhin müssen alle aufgenommenen Kinder der 

Zentralen Vormerkstelle gemeldet und im Programm easykid eingepflegt werden. 

 

§13 Aufnahme in die Bedarfsplanung  

 

Betriebskindertageseinrichtungen können in die Bedarfsplanung aufgenommen 

werden, wenn die Betriebskindertagesstätte sowie eine überregionale Aufnahme 

von Kindern durch Gremienbeschluss genehmigt sind und die Träger sich 

verpflichten, mindestens 50 % der Plätze mit Kindern aus VS (erster Wohnsitz) zu 

belegen. Entsprechend sind sie dann zur Aufnahme von Kindern berechtigt, die nicht 

im Stadtgebiet VS mit erstem Wohnsitz wohnhaft sind. 

 

 

§ 14 Förderung von Betriebskindertageseinrichtungen 
 

(1) Die Vergabe der Plätze findet abweichend zu § 3 Abs. 1 FöRiKita VS über das 

Unternehmen statt. Können nicht alle Plätze durch den Betrieb belegt werden, so 

werden die restlichen Plätze durch die Zentrale Vormerkstelle aufgefüllt. 

 

(2) Die Förderung der Betriebskindertageseinrichtungen gliedert sich wie folgt auf: 

a. Für Kinder aus dem Stadtgebiet VS erfolgt die Förderung nach § 10 

(Städtischer Zuschuss) FöRiKita VS. 

b. Für Kinder von außerhalb des Stadtgebiets VS erfolgt die Förderung nach  

§ 9 (Gesetzlicher Regelzuschuss) FöRiKita VS. 

 

(3) Elternbeiträge können gem. §11 FöRiKita VS erhoben werden. 

 

(4) Für Investitionen gelten die Regelungen von §§ 21 und 22 FöRiKita VS.   

 

(5) Die als erforderlich anerkannten Betriebsausgaben ergeben sich aus den §§ 18 

bis 20 und gegebenenfalls § 23 FöRiKita VS. Die Betriebsausgaben setzen sich 

aus den Personal-, Sach- und Verwaltungskosten sowie gegebenenfalls der Miete 

zusammen. 
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6. Abschnitt: Kindertageseinrichtungen mit überregionalem Angebot 

 

§15 Aufnahme in die Bedarfsplanung 
 

Kindertageseinrichtungen mit überregionalem pädagogischen Angebot können in die 

Bedarfsplanung aufgenommen werden, wenn die überregionale Aufnahme durch 

Gremienbeschluss genehmigt ist und wenn die Träger sich verpflichten, mindestens 

50 % der Plätze mit Kindern aus VS (erster Wohnsitz) zu belegen. Entsprechend sind 

sie dann zur Aufnahme von Kindern berechtigt, die nicht im Stadtgebiet VS mit 

erstem Wohnsitz wohnhaft sind.  

 

§ 16 Förderung von Kindertageseinrichtungen mit überregionalem Angebot 
 

(1) Die Förderung der Einrichtungen mit überregionalem Angebot gliedert sich wie 

folgt auf: 

a. Für Kinder aus dem Stadtgebiet VS erfolgt die Förderung nach § 10 

(Städtischer Zuschuss) FöRiKita VS 

b. Für Kinder von außerhalb des Stadtgebiets VS erfolgt die Förderung nach § 

9 (Gesetzlicher Regelzuschuss) FöRiKita VS 

 

(2) Elternbeiträge können gem. §11 der FöRiKita VS erhoben werden. 

 

(3) Für Investitionen gelten die Regelungen von §§ 21 und 22 der FöRiKita VS.   

 

(4) Die als erforderlich anerkennungsfähigen Betriebsausgaben ergeben sich aus den 

§§ 18 bis 20 und gegebenenfalls § 23 FöRiKita VS. Die Betriebsausgaben setzen 

sich aus den Personal-, Sach- und Verwaltungskosten sowie gegebenenfalls der 

Miete zusammen. 
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7. Abschnitt: Zuschussverfahren 
 

§ 17 Abrechnungsverfahren 

(1) Die Zuschüsse der Stadt VS zu den Betriebsausgaben werden jährlich auf der 

Grundlage des Rechnungsergebnisses für die Einrichtung des Vorjahres gewährt. 

(2) Die Stadt VS leistet monatliche Abschlagszahlungen, die sich nach dem 

Haushaltsansatz für die Einrichtung und somit nach dem Vorjahresergebnis 

bemessen. Die vollständige Abrechnung muss seitens des Trägers bis 

spätestens 30.06. des Folgejahres vorliegen. Nach Gegenprüfung erstellt die 

Stadt VS die Betriebskostenabrechnung und erlässt den Abrechnungsbescheid. 

Die Schlusszahlung an den Träger oder die Rückforderung der Stadt ist jährlich 

für das vorangegangene Kalenderjahr zu leisten. 

(3) Die Betriebskostenabrechnungen sind unaufgefordert anhand des von der Stadt 

VS vorgegebenen Formulars vollständig einzureichen.  

(4) Jährlich wird auf Verlangen der Stadt VS die Abrechnung von einzelnen Trägern 

detailliert geprüft. Hierfür sind der Stadt VS alle erforderlichen Unterlagen 

bereitzustellen. Die Stadt VS informiert den Träger bis spätestens 31.01. eines 

Jahres über die Prüfungsabsicht.  

 

§ 18 Personalkosten  

(1) Förderfähige Personalkosten sind: 

a. Pädagogisches Personal 

Die Bemessung des Mindestpersonalschlüssels erfolgt nach den 

Mindestvorgaben des Kommunalverbands für Jugend und Soziales (KVJS). Es 

wird nur der Mindestpersonalschlüssel anerkannt und gefördert. Kosten für 

darüberhinausgehende Personalvorhaltungen gehen zu Lasten des Trägers. 

Die Vergütung erfolgt nach TVöD-SuE oder trägerspezifischen 

vergütungsrechtlichen Regelungen. Tarifverträge, die sich nicht eng an den 

TVöD anlehnen, können nicht gefördert werden. Ausnahmen bedürfen der 

vorherigen Einwilligung der Stadt VS.  

Alle pädagogischen Fachkraftstellen sind in S 8a (oder vergleichbar nach 

trägerspezifischen vergütungsrechtlichen Regelungen) eingruppiert. 

Kinderpflegerinnen ohne Qualifizierung zur Gruppenleitung oder Fachkräfte 
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nach §7 KiTaG, Nr. 10 ohne Nachqualifizierung bzw. ohne zweijährige 

Berufserfahrung in Vollzeit mit Nachqualifizierung sind in S 4 eingruppiert. 

Die Eingruppierung der Leitung erfolgt nach TVöD entsprechend der 

durchschnittlichen Kinderzahlen von Oktober bis Dezember (S 9 bis S 18 oder 

vergleichbar nach trägerspezifischen vergütungsrechtlichen Regelungen). 

Vorzeitige Stufenerhöhungen sind nicht möglich bzw. können von den Trägern 

nicht als bezuschussungsfähige Kosten angesetzt werden. Mitarbeiter:innen 

dürfen nicht übertariflich entlohnt werden. 

 

b. Hausmeister-, Reinigungs- und Wirtschaftspersonal (HWK) 

Die Eingruppierung von Hausmeistern, Reinigungspersonal und 

hauswirtschaftlichen Kräften orientiert sich am TVöD oder trägerspezifischen 

vergütungsrechtlichen Regelungen. Tarifverträge, die sich nicht eng an den 

TVöD anlehnen, können nicht gefördert werden. Ausnahmen bedürfen der 

vorherigen Einwilligung der Stadt VS. Der Stellenschlüssel bemisst sich an den 

Vorgaben der Stadt VS .  

Hausmeister können im Umfang von 0,08 AK je Gruppe bezuschusst werden.  

Reinigungspersonal bemisst sich nach der Musterreinigungsberechnung 

(Anlage 4). 

Hauswirtschaftliche Kräfte bemessen sich nach den Anlagen 2 und 3.  

 

c. Auszubildende  

Für Praktikantinnen / Praktikanten im Anerkennungsjahr werden die 

Personalkosten entsprechend dem jeweils gültigen Tarifvertrag für eine 

Vollzeitstelle anerkannt. In die Berechnung der Gesamtpersonalausstattung 

gehen Praktikantinnen / Praktikanten im Anerkennungsjahr mit 70% ihrer 

Wochenarbeitszeit ein (Beschluss JHA 19.07.2011). Die Eingruppierung richtet 

sich nach dem Tarifvertrag Praktikantinnen/Praktikanten des öffentlichen 

Dienstes (TVPöD). 

Für Fachkräfte der praxisintegrierten Erzieherinnen- und Erzieherausbildung 

(PIA) werden die Personalkosten entsprechend dem jeweils gültigen 

Tarifvertrag für eine Vollzeitstelle anerkannt. Die Eingruppierung richtet sich 

nach dem Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes, 

Allgemeiner Teil und besonderer Teil Pflege (TVAöD-Pflege). 

 

d. Ausgaben für Vertretung und Fortbildung 

Der Mindestpersonalschlüssel des KVJS beinhaltet Verfügungszeiten von 10 

Stunden pro Woche und Gruppe und ca. 8 % Ausfallzeiten für Fortbildung und 

Krankheit.  

Für Fortbildungen und Supervision steht ein Budget pro Jahr und Gruppe in 

Höhe von 791 € zur Verfügung. Das Budget kann einrichtungsübergreifend 

verwendet werden. 
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e. Leitungszeit 

Die Leitungszeit bemisst sich nach den Regelungen der Stadt VS (siehe 

Anlagen 5 bis 7 in der jeweils aktuellen Fassung). Sie entsprechen mindestens 

der vorgeschriebenen Leitungszeit nach dem Gute-Kita-Gesetz.  

 

(2) Anrechnungsfähig sind die Brutto-Personalkosten der Fachkräfte gem. § 7 

KiTaG auf Grundlage des TVöD (oder gleichwertigem Tarifvertrag) in der 

jeweils aktuellen Fassung. Als Personalnebenkosten sind nur erstattungsfähig: 

Beihilfen, Beiträge zur Berufsgenossenschaft, Aufwand für die 

Zusatzversorgung, polizeiliche Führungszeugnisse, betriebsärztliche Betreuung 

und die zusätzlich anfallenden Ausgaben für die Mitarbeiter:innen, die ab 

Vollendung des 60. Lebensjahres ihren Rechtsanspruch auf Altersteilzeit 

wahrnehmen. Nicht anrechnungsfähig sind übertarifliche Zahlungen. 

 

(3) Bei außerordentlichen Personalausgaben (z. B. Abfindungen) ist vorab eine 

Einwilligung der maximalen Höhe der Stadt VS einzuholen. Sämtliche 

Freiwilligkeitsleistungen des Trägers bedürfen der vorherigen schriftlichen 

Einwilligung der Stadt VS. Nachträgliche Anträge können nicht berücksichtigt 

werden. 

 

(4) Ausgaben für Verwaltungspersonal sind keine anrechnungsfähigen 

Personalausgaben der Einrichtung und werden nicht erstattet. 

Verwaltungskosten werden im Rahmen des § 20 

(Verwaltungskostenpauschale) FöRiKita VS erstattet.  

 

(5) Die Ausbildung von Fachkräften (Auszubildende, PiA, AJ, FSJ, etc.) durch die 

Träger ist ausdrücklich erwünscht. Die Kosten werden im Rahmen der 

Förderung getragen. Die Einrichtung von Ausbildungs-, Praktikums- und FSJ-

Stellen ist vorab mit der Stadt VS abzustimmen. 

 

(6) Zur Überprüfung der Personalkosten durch die Stadt VS sind für jede 

Mitarbeiterin / jeden Mitarbeiter folgende Angaben erforderlich:  

 

1. Personalnummer 

2. Qualifikation 

3. Beschäftigungsmonate im Jahr mit zugehöriger Arbeitszeit 

4. Entgeltgruppe und Gehaltsstufe 

5. Funktion der Beschäftigten (z.B. Leitung, Gruppenleitung, päd. Fachkraft 

etc.) 

6. Arbeitgeberbrutto jährlich 
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Die Zuordnung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfolgt nach Einrichtung 

und Gruppe.  

 

(7) Die entsprechende Vergütung des Personals kann nur bezuschusst werden, 

wenn die erforderlichen Qualifizierungen vorhanden sind. Die Qualifizierungen 

sind auf Verlangen nachzuweisen. 

 

(8) Die Teilnahme an Förderprogrammen (wie beispielsweise Sprachkita, intensive 

Sprachförderung (ISF+) Gruppen im Rahmen von Kolibri etc.), soweit diese 

Auswirkungen auf die Personalsituation haben, ist der Stadt VS vorab 

mitzuteilen. Das entsprechende Personal ist der Stadt VS anonymisiert zu 

nennen. Personal, welches im Rahmen eines Förderprogramms bezuschusst 

wird, darf nicht bei der Betriebskostenabrechnung abgerechnet werden. 

 

(9) Mehrpersonal und Mehraufwand für pädagogische Sonderprofile (bspw. 

Montessori, Heilpädagogik, Familienzentrum), die von der Stadt anteilig 

bezuschusst werden, bedürfen der vorherigen Einwilligung durch 

Gremienbeschluss. 

 

(10) Kosten für Fachberatung können analog zur Fachberatung für städtische 

Kindertagesstätten bis zu einer Höchstgrenze von 1.000 € pro Gruppe und Jahr 

berücksichtigt werden. Die Höchstgrenzen können einrichtungsübergreifend 

verwendet werden.  

Fachberatung umfasst die nachfolgenden Bereiche:  

 

 Auf die Kindertagesstätte bezogene, allgemeine Aufgaben wie z. B.: 

Die Begleitung von Konzeptions- und Teamentwicklungsprozessen, 

Unterstützung bei der Weiterentwicklung der Gesamteinrichtung und 

Beratung von Leitungen und Mitarbeiter*innen, vor allem im Hinblick 

auf pädagogische und organisatorische Fragestellungen.  

 Fort- und Weiterbildung der Fachkräfte: Planung und Organisation von 

Qualifizierungsangeboten für Fachkräfte in Kindertagesstätten; 

Durchführung von Fortbildungen – sowohl in den Einrichtungen als 

auch einrichtungsübergreifend.  

 Trägerorientierte Aufgaben wie z. B.: Beratung in Organisationfragen, 

Mitgestaltung der strategischen Ausrichtung 

 Klärung von rechtlichen Fragestellungen, Begleitung von 

Umstrukturierungen der Organisation.  

 Koordinierung und Vernetzung eines Erfahrungsaustausches aller 

Beteiligten – von Einrichtungen und Fachkräften, von Vertretern der 

Träger und der Politik, von Kooperationspartnern und den 

Fachberatungen selbst. Transferleistungen von Informationen und 

Entwicklungen zwischen Einrichtungen, Trägern, Forschung und 

Wissenschaft, Politik und Medien.  
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 Entwicklung und Sicherung der Qualität in den Einrichtungen z. B. 

durch die Begleitung der Einführung von Qualitätssicherungs-

instrumenten und der Auswertung der laufenden Arbeit. 

 Beratung und Begleitung von Förderprojekten 

 

§ 19 Sachkosten 

Zu den Sachkosten zählen: 

1. sächliche Geschäftsaufwendungen, die im Hinblick auf die Arbeit mit den 

Kindern, bei der fachlichen Begleitung und beim laufenden Betrieb der 

Einrichtung für den Regelbetrieb zwingend erforderlich sind. Dazu zählen: 

a) Sachkosten für Telefon, Internet, EDV Grundausstattung (Hard- und 

Software inkl. IT-Sicherheit), Kita Info App, Porto, Büroausstattung 

und Büromaterial, Druckkosten sowie Fachliteratur (sächliche 

Verwaltungskosten)  

b) Sachkosten für Spiel- und Beschäftigungsmaterial  

c) sonstiger Betriebsaufwand  

Unter diesen Posten fallen geringwertige Güter und Verbrauchsgüter, 

z.B. Haushaltsmaterialen, Pflanzen, Deko, "Kleinzeug"; Feste und 

Feiern (traditionelle Feste wie z.B. Weihnachten, Ostern, Fastnacht, St. 

Martin, etc.). Nachweise sind erforderlich. 

Dabei gilt für Nr. 1 a bis c eine Höchstgrenze pro Gruppe und Jahr von 2.800 €. 

Die Höchstgrenzen können einrichtungsübergreifend verwendet werden und sollen 

im zweijährigen Turnus (Mittelanmeldung Doppelhaushalt) in Anlehnung an den 

Verbraucherpreisindex (insgesamt) des statistischen Bundesamtes überprüft 

werden. Etwaige daraus resultierende Anpassungen sind den gemeinderätlichen 

Gremien zur Beschlussfassung vorzulegen. 

d) Kooperation Kita-Grundschule: 1.000 € pro Einrichtung pro Jahr (Pakt 

für gute Bildung und Betreuung) 

e) Fahrtkosten für dienstliche Fahrten mit einem PKW. Hier gelten die 

Kilometer-Pauschalen in Anlehnung an die Pauschalen des öffentlichen 
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Dienstes für nicht zum Dienstreiseverkehr zugelassene PKW. Die 

Dienstfahrten sind entsprechend nachzuweisen.  

Die Nutzung von ÖPNV hat Vorrang.  

f) Erforderliche Versicherungen, Mitgliedsbeiträge  

g) Unterweisungen, Schulungen, Qualifizierungen 

z.B. pädagogisches Profil, Brandschutz, Datenschutz, Erste-Hilfe, 

Hygieneschulungen, Arbeitssicherheit, Begehungen etc. 

Darüberhinausgehende, nicht für einen ordnungsgemäßen Betrieb 

erforderliche Fortbildungen gehen zu Lasten des Trägers. 

2. die Ausgaben für  

a) die laufende Unterhaltung, kleinere Instandsetzungen des Gebäudes und 

Schönheitsreparaturen (Maßnahmen, die der Wiederherstellung der 

äußeren Ansehnlichkeit dienen oder aufgrund betrieblich bedingter 

Abnutzung erforderlich sind) und erforderliche Wartungen. 

b) die laufende Unterhaltung und Ergänzung des Inventars im Innen- und 

Außenbereich (Ersatzanschaffungen) und  

c) die Unterhaltung und Pflege der Außenanlagen einschl. der Spielgeräte  

Dabei gilt für Nr. 2 a bis c eine Höchstgrenze pro Gruppe und Jahr: 

- für Kindertageseinrichtungen in trägereigenen Gebäuden: bis zu 3.500 €. 

- für Einrichtungen in städtischen Gebäuden, die in Betriebsträgerschaft geführt 

werden: bis zu 1.150 €. 

Eine Aufschlüsselung und Einzelnachweise sind erforderlich. Die Höchstgrenzen 

können einrichtungsübergreifend verwendet werden und sollen im zweijährigen 

Turnus (Mittelanmeldung Doppelhaushalt) in Anlehnung an den 

Verbraucherpreisindex (insgesamt) des statistischen Bundesamtes überprüft 

werden. Etwaige daraus resultierende Anpassungen sind den gemeinderätlichen 

Gremien zur Beschlussfassung vorzulegen. 



24 

 

3. die Aufwendungen für die laufende Bewirtschaftung des Gebäudes (z. B. 

Heizung, Reinigungsmittel, Wasser, Beleuchtung, Müllabfuhr) und 

Aufwendungen für Innenreinigung, soweit die Reinigung durch externe 

Serviceunternehmen erbracht wird. Hier ist die Ermittlung des Stundenbedarfes 

an zuschussfähiger Reinigung nach der Musterreinigungsberechnung (Anlage 4) 

anzuwenden. 

4. folgende Ausgaben, wenn das Gebäude im Eigentum des Trägers steht (bei 

Eigentum der Stadt trägt sie diese Kosten): 

a) Verkehrssicherungspflicht (z.B. Räum- und Streudienst, Baumkontrolle) 

b) Steuern, Abgaben und Versicherungen für das Kita-Gebäude 

(Brandschaden, Elementarschaden, Haftpflicht) 

 

Zu den Sachkosten zählen nicht: 

 Lebensmittel und Getränke sowie andere Ausgaben für die Verpflegung 

(Catering, Konvektomaten etc.) von Kindern und Mitarbeitern werden nicht 

berücksichtigt, da diese in Bezug auf die Kinder eigenständig über 

Verpflegungsbeiträge zu finanzieren sind; die Verpflegung der Mitarbeiter ist 

nicht zuschussfähig. Dies gilt auch für Veranstaltungen, Feiern und 

Fortbildungen. 

 Kosten für die Anschaffung von Fahrzeugen (Leasing/Finanzierung) sowie 

weitere Kosten für Wartung, Instandhaltung und Betrieb von Fahrzeugen. 

 

  § 20 Verwaltungskosten 

Die Aufwendungen für die verwaltungstechnische Betreuung (z.B. Aufwendungen für 

die Rechnungsführung und Buchführung, Aufstellung des Haushaltsplanes oder 

Jahresabschlusses, Abrechnung der Elterngebühren sowie Lastschriftgebühren oder 

Mahnverfahren, kaufmännische Administration, eigene Internet-Domain, Werbung 

und allgemeine Druckerzeugnisse, Aufwendungen für Steuerberatungs- oder 

Anwaltsleistungen, Kosten des Geldverkehrs oder Kontoführung etc.) werden mit 5% 

der von der Stadt nach dieser Förderrichtlinie anerkannten Personal- und Sachkosten 

für das abzurechnende Kalenderjahr pauschal berücksichtigt. Abschreibungen, 
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innerbetriebliche Weiterbelastungen, buchhalterische oder kalkulatorische Ansätze 

sind grundsätzlich nicht anrechnungsfähig. 

 

§ 21 Förderung von Investitionen  

(1) Die Stadt VS fördert auf Antrag einzelne Maßnahmen zu baulichen 

Instandhaltungen und Sanierungen, Energiesparmaßnahmen sowie 

strukturverbessernden Maßnahmen in bestehenden Kindertageseinrichtungen der 

Träger durch Zuschüsse zu den Investitionskosten. Der Zuschuss wird erstattet in 

Höhe von 80% des durch sonstige öffentliche Zuschüsse nicht gedeckten 

Aufwands. (Kirchliche) Zuschüsse, (kirchliche) Sammelgelder und (kirchliche) 

Spenden bleiben dabei außer Betracht. 

Dies gilt auch, wenn das Gebäude nicht im Eigentum des Trägers steht, sofern 

dem Träger diese Kosten entstehen. Die Förderung steht unter dem Vorbehalt der 

Mittelbereitstellung im Haushalt der Stadt VS und der Zuschussgenehmigung 

durch die Stadt VS. Für die Förderungen in diesem Absatz stellt die Stadt VS im 

Rahmen der Haushaltsplanung ein Jahresbudget bereit. Ein Rechtsanspruch auf 

Förderung besteht nicht.  

(2) Sofern das Gebäude im Eigentum des Trägers steht, können über das Budget 

nach § 21 Abs. 1 FöRiKita VS hinaus Investitionsausgaben bezuschusst werden. 

Investitionsausgaben sind erforderliche Aufwendungen für die Herstellung (inkl. 

Erbbauzinsen / Entgelte für die Nutzung des Grundstücks), die Modernisierung 

und den Umbau von Kindertageseinrichtungen im Eigentum des Trägers; sie 

umfassen insbesondere die in der DIN 276 festgelegten Kosten. Der Austausch 

einzelner Gebäudeteile (z.B. Dach, Fenster, Heizung), große 

Umgestaltungsmaßnahmen im Außenbereich oder Flächenerweiterungen zählen 

beispielsweise zu den Investitionen.  

 

(3) Die Instandhaltungs- sowie Investitionskosten (vgl. §21 Abs. 1 und 2 FöRiKita 

VS) für Gebäude, die im Eigentum der Stadt VS stehen, trägt die Stadt VS. 

(4) Zur Finanzierung der in Abs. 2 aufgeführten Investitionsausgaben leistet die Stadt 

VS auf Antrag einen Zuschuss in Höhe von 80% des durch sonstige öffentliche 

Zuschüsse nicht gedeckten Aufwands. (Kirchliche) Zuschüsse, (kirchliche) 

Sammelgelder und (kirchliche) Spenden bleiben dabei außer Betracht. Auf den 

Zuschuss der Investitionsausgaben werden Abschlagszahlungen entsprechend 

dem Baufortschritt geleistet. Die Förderung steht unter dem Vorbehalt der 

Mittelbereitstellung im Haushalt der Stadt VS sowie der ggfs. erforderlichen 

Freigabe durch die entsprechenden gemeinderätlichen Gremien. Ein 

Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht. 
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Der Träger verpflichtet sich, das Gebäude nach der Investition mindestens 25 

Jahre als Kindertagesstätte nach den gültigen FöRiKita VS zu nutzen. Sollte der 

Träger das Gebäude vor Ablauf der 25 Jahre für andere Zwecke nutzen wollen, so 

ist die von der Stadt Villingen-Schwenningen gewährte Investitionsförderung 

zeitanteilig an die Stadt zurück zu erstatten. Der zeitanteilige Erstattungsbetrag 

errechnet sich aus der Differenz zwischen der Mindestverwendungsdauer von 25 

Jahren und der tatsächlich genutzten Verwendungsdauer nach folgender Formel: 

 

Förderbetrag

25 Jahre
 x (25 Jahre − tatsächliche Nutzungsdauer) 

 

(5) Abweichend von § 21 Abs. 3 FöRiKita VS kann auf Antrag eine Bezuschussung 

der Investitionsausgaben in Höhe von 100 % des durch sonstige öffentliche 

Zuschüsse nicht gedeckten Aufwands in Anspruch genommen werden. 

(Kirchliche) Zuschüsse, (kirchliche) Sammelgelder und (kirchliche) Spenden 

bleiben dabei außer Betracht. Die Förderung steht unter dem Vorbehalt der 

Mittelbereitstellung im Haushalt der Stadt VS sowie der ggfs. erforderlichen 

Freigabe durch die entsprechenden gemeinderätlichen Gremien. Ein 

Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht. 

In diesem Fall verpflichtet sich der Träger, das Gebäude nach der Investition 

mindestens 50 Jahre als Kindertagesstätte nach den gültigen FöRiKita VS zu 

nutzen. Sollte der Träger das Gebäude vor Ablauf der 50 Jahre für andere Zwecke 

nutzen wollen, so ist die von der Stadt Villingen-Schwenningen gewährte 

Investitionsförderung zeitanteilig an die Stadt zurück zu erstatten. Der 

zeitanteilige Erstattungsbetrag errechnet sich nach folgender Formel: 

 
Förderbetrag

50 Jahre
 x (50 Jahre − tatsächliche Nutzungsdauer) 

 

(6) Durch Gremienbeschluss kann ein Träger im Falle der Sonderregelungen nach § 

21 Abs. 3 oder 4 FöRiKita VS von einer Rückzahlung der Investitionszuschüsse 

gem. §21 Abs. 3 und 4 FöRiKita VS befreit werden. 

 

(7) Erforderliche Planungskosten nach DIN 276 werden zu den Investitionskosten 

gezählt. Sofern der Träger auf Vorgabe der Stadt VS Umplanungen vornehmen 

muss, werden die dadurch entstehenden Planungsmehrkosten zu 100 % von der 

Stadt VS getragen, sofern der Beschluss eines Gremiums vorliegt. Ein Nachweis 

des Trägers ist erforderlich. 

 

(8) Nicht gefördert werden: 
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a. Maßnahmen unter einem Wert von 5.000 EUR (diese sind unter § 19 Nr. 2 

FöRiKita VS – Höchstgrenzen abzurechnen). 

b. Maßnahmen, die der Wiederherstellung der äußeren Ansehnlichkeit dienen 

oder aufgrund betrieblich bedingter Abnutzung erforderlich sind, z.B. 

Schönheitsreparaturen und kleinere Instandsetzungsarbeiten (diese sind unter 

§ 19 Nr. 2 FöRiKita VS – Höchstgrenzen abzurechnen). 

c. Maßnahmen zur Beseitigung vorsätzlich oder fahrlässig erbrachter Schäden. 

d. Maßnahmen, die nicht zwingend erforderlich sind. 

 

(9) Der Träger verpflichtet sich, die Stadt VS regelmäßig über den Sachstand des 

Baufortschrittes zu informieren. Insbesondere sind Änderungen rechtzeitig vorab 

mitzuteilen. Teuerungen sind unverzüglich mit der Stadt VS abzustimmen und 

stehen unter dem Vorbehalt der Mittelbereitstellung und ggfs. erneutem 

Gremienbeschluss. Nachträgliche Teuerungen, die nicht unverzüglich angezeigt 

werden, werden nicht anerkannt. 

 

(10) Die förderfähigen Flächen der Innenräume sind in Anlage 8 geregelt. 

Investitionskosten, die über die förderfähigen Innenflächen hinausgehen, können 

nicht bezuschusst werden. 

 

(11) Als Außengelände ist eine Fläche von mindestens 4 m² je Kind vorzuhalten. 

Landschaftsbauarbeiten für die Außenspielfläche können bis zu einer maximalen 

Gartenfläche von 16 m² pro Kind bezuschusst werden. Landschaftsbauarbeiten, 

die über die förderfähigen Außenspielflächen hinausgehen, können nicht 

bezuschusst werden. 

 

(12) Die Überprüfung der Maßnahmen wird durch die Stadt VS (Amt für 

Gebäudewirtschaft und Hochbau) übernommen. Bei Gebäuden, die im Eigentum 

des Trägers sind, ist die Stellungnahme der Bauberatung / Bauvorgabe der 

zuständigen Aufsichtsbehörde in die Entscheidung mit einzubeziehen. 

 

(13) Für die Vergabe von Leistungen, die nach diesem Paragraphen gefördert 

werden, sind trägerinterne Vergaberichtlinien anzuwenden und der Stadt VS 

nachzuweisen. Sofern keine Vergaberichtlinien vorliegen sind mindestens drei 

Angebote einzuholen und diese der Stadt VS nachzuweisen.  

 

§ 22 Erstausstattung für den Innen- und Außenbereich 

(1) Die erforderliche Erstausstattung für den Innenbereich neu geschaffener Gruppen 

wird mit bis zu 40.000 € pro Gruppe bezuschusst.  

 

(2) Eine Auflistung der erforderlichen anerkennungsfähigen Erstausstattung ist in 

Anlage 9 beigefügt (Musterausstattungsliste). 

(3) Die Beschaffung bedarf der vorherigen Einwilligung der Stadt VS. 
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(4) Die erforderliche Erstausstattung für den Außenspielbereich kann darüber hinaus 

wie folgt bezuschusst werden: 

 

a) U3 Gruppen:  

Für 1-2 Krippengruppen: insgesamt 50.000 Euro,  

für jede weitere Krippengruppe jeweils 5.000 Euro 

 

b) Ü3 und altersgemischte Gruppen: 

Für 1-2 Gruppen: insgesamt 65.000 Euro,  

für jede weitere Gruppe jeweils 6.500 Euro 

 

Hierbei sollen mindestens drei bis vier Kriterien aus der Auflistung in Anlage 10 

umgesetzt werden. 

 

 

§ 23 Miete 

(1) Bei Trägern, die Einrichtungen in gemieteten Gebäuden betreiben, werden Mieten 

oder Pachten in Höhe der nachgewiesenen marktüblichen Kosten pro Monat 

(Mietvertrag) anerkannt. Anerkannt werden dabei nur diejenigen Flächen und 

Raumgrößen, welche die Vorgaben der Stadt VS (Anlage 8) nicht überschreiten. 

Darüberhinausgehende Räumlichkeiten können nicht berücksichtigt werden. Zur 

Anerkennung von Miet-/Pachtkosten ist zudem die vorherige Einwilligung der Stadt 

VS (Amt für Gebäudewirtschaft und Hochbau) zu Mietverträgen zwischen Träger 

und Vermieter erforderlich. Der marktübliche Mietsatz je m² soll zweijährlich durch 

die Stadt - Amt für Gebäudewirtschaft und Hochbau) überprüft werden.  

 

(2) Die Regelung nach § 23 Abs. 1 FöRiKita VS gilt auch, wenn Träger Einrichtungen in 

Gebäuden betreiben, die im Eigentum der Stadt liegen.  

 

(3) Investitionen des Eigentümers während der Mietzeit, die auf die Miete umgelegt 

werden sollen, bedürfen grundsätzlich vorab der Einwilligung durch die Stadt VS. 

Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn die Investitionen wegen der Sicherheit des 

Betriebes notwendig sind oder auf gesetzlichen Vorgaben beruhen. 

 

(4) Mietverhältnisse, die bereits vor Inkrafttreten dieser Förderrichtlinie bestehen, 

genießen Bestandsschutz nach § 24 FöRiKita VS.  

 

§ 24 Bestandsschutz 

 

Verträge, die zum Inkrafttreten dieser Richtlinie bereits bestehen, genießen 

Bestandsschutz, bis eine Änderung der Betriebserlaubnis erfolgt. Sofern eine neue 

Betriebserlaubnis in Kraft tritt, ist der laufende Vertrag zum nächstmöglichen Zeitpunkt 

zu kündigen und ein neuer Vertrag nach dieser Richtlinie auszuhandeln. 
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§ 25 Begründete Ausnahmefälle 

In begründeten Ausnahmefällen können die gemeinderätlichen Gremien eine 

Ausnahme der FöRiKita VS beschließen. 

 

§ 26 Inkrafttreten der Förderrichtlinie  

Diese Richtlinien treten zum 01.01.2024 in Kraft. 

 


